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ANFRAGE 

der Abgeordneten Dr. STEGER, PETER, Dr. STIX 

an die Bundesregierung 

betreffend Nachteile durch die Beschwerdeführung bei der 

Volks anwaltschaft 

Im Dritten Bericht der Volksanwaltschaft, ~lgemeiner Teil, wird 

unter Punkt 2.7. folgendes ausgeführt: 

" Mit der Schafftmg der Einrichtung der Volksanwaltschaft beab­

sichtigte der Gesetzgeber unter anderem eine Erweiterung des 

Rechtsschutzes für den einzelnen. Immer wieder bringen Beschwerde­

führer vor, daß die Inanspruchnahme der Volksanwaltschaft zusätz­

liche Schwierigkeiten oder sogar Nachteile mit sich bringt. Zu er­

wähnen sind insbesondere jene Bereiche, in denen der Beschwerde­

führer in einem Abhängigkeitsverhältnis zu jener Behörde steht, 

der der behauptete Mißstand angelastet wird. Die Volksanwaltschaft 

hält es weiters flirunzulässig, daß Beschwerdeführer von den ge­

prüften Behörden vorgeladen und verhört werden, da sie darin den 

Versuch einer Einschüchterung erblicken müssen. 
DieVolksanwal tschaft vertri tt den Standpunkt, daß keinem Staats­

bürger, der bei der Volksanwaltschaft eine seiner Meinung nach be­

gründete und nachderRedtslage erlaubte Beschwerde vorbringt,daraus 

ein Nachteil erwachsen darf. Sie hat daher diesbezüglich mit obersten 

Verwaltungsstellen Verbindung aufgenommen, um Nachteile für den 

Bürger aufgrtmd der Beschwerdeführung bei der Volksanwaltschaft 

nach Möglichkei t hintanzuhalten." 

In übereinstimmung mit diesen Ausführungen der Volksanwaltschaft 

erachten auch die unterfertigten Abgeordneten ausreichende Vor­
kehrtmgen für unerläßlith:_, die sicherstellen, daß Beschwerde­

führern für nach der Rechtslage erlaubte Beschwerden keinerlei 

Nachteile erwachsen. 
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Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an die Bundes­
regienmg die 

Anfrage: 

1. In welchen Ressorts wurde bis zur Stunde durch einen entsprechen­

den Erlaß dafür Sorge getragen, daß Vorkommnisse wie die oben 

aus dem Dritten Bericht der Volksanwaltschaft wiedergegebenen 
künftig tunlichst unterbleiben? 

2. Wie ist der Wortlaut der bisher herausgegebenen Erlässe? 

3. Bis wann kann damit gerechnet werden, daß das inRede stehende 
Problem in sämtlichen Ressorts erlaßmäßig geregelt ist? 
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